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Friedrich bert

Terroriısmus und Kınderstube
In Sıtuationen, 1n denen die UOrgane des Staates ıhre Ohn- ıch tehlt nıcht Stimmen, dıe der polıtischen Polarıi-
macht zeıgen und 1mM GemeLhLnwesen Unsicherheit arüber sıerung zwiıischen den Parteıen eın gerüttelt Ma{iß Schuld
auftkommt, ob nıcht L1UTr die staatlıche Ordnung, sondern gyeben, weıl S1e der notwendıgen politisch-demokrati-
die Gesellschaft ınsgesamt genügend Abwehrkräfte ent- schen Toleranz gegenüber dem Gegner zweiteln laßt, die
wickelt, Gefährdungen VO  - ınnen abzuwenden, fehlt öftentliche Auseinandersetzung verschärft und miıttel-

me1lst nıcht schrecklichen Vereinfachern, zumal in bar oder unmıiıttelbar radikalisierende Tendenzen stärkt,
Ländern wWw1e in der Bundesrepublik, diıe als Muster 1n extremı1s O: iındirekt rechtfertigen scheıint.
innerer Stabilität gelten und die oftene Bedrohung
durch Terror bisher die gyroße Ausnahme blieb Diesen
Vereintachern tehlt nıcht plausıblen Erklärungen: Respektable Gesichtspunkte,
S1e finden S1e beim politischen Gegner oder bei der Regıe- die wenIg erklären
rung, die das Treiben revolutionär-anarchistischer Grup-
pCNHh lange verharmlost habe, be1 bestimmten Parteıen, Das alles siınd ohl respektable Gesichtspunkte. Es iSt
die utopistischen radıkalen Strömungen in iıhren eigenen beispielsweise durchaus ıne rage WEeTrTT, ob der demokra-
Reihen nıcht Einhalt gebieten, be1 Intellektuellen, die mit tische Staat, ob se1ine gesetzgeberischen und exekutiven
politischem Unverstand die Oftentlichkeit provozıeren Organe sıch verhalten, da{fß in der Bevölkerung, die den
un: unstabile Gemüter politisch aufputschen. Für manche Staat tragt, tragen mudfß, ein Bewußftsein entsteht, dafß dıe-
scheint alles LLUTL: eine rage der richtigen oder zureichen- SCr Staat nıcht LUr Rechte gewährt, sondern entschieden
den Abschreckung se1n: eshalb Einführung der Todes- auch Pflichten abverlangt, da{ß das gemeıinsame Dach
strafe für polıtische Gewaltverbrechen mi1it Geiselnahme der Bürger st, dem siıch Ur leben läfßt, wWwenn
und Mord, und mancher „ Weıse“ Aaus dem olk denkt jeder miıt den staatsbürgerlichen Mitteln, dıe ıhm ZUr
zunächst Sal 1Ur die Schwäche der politischen Führung Verfügung stehen, seınem Autbau und seiınem Funk-
oder das Versagen der Polizaej. tionıeren beiträgt. Es 1St durchaus ıne rage WEeTT, ob

genügend Sınn tür solche Verantwortung vorhanden 1Sst,
Es o1bt freilich auch andere Reaktionen, die mehr nach OD modernes me1st indıvıdualistisch überzogenes
den gesellschaftlıch-politischen Ursachen fragen: nach dem Freiheitsverständnıis nıcht dahin geführt hat, dafß haupt-
polıtischen Klıma, 1n dem gewalttätige Anarchistenbewe- sächlich Ansprüche das Gemeinwesen angemeldet WOI -

gungen entstehen, nach dem CNSCICH und weıteren Kreıs den, da{fß Rechte, Versorgungs- w 1e Miıtbestimmungsrechte,
VO  e} Sympathisanten und Nachsichtigen, nach dem Miılıeu, bıs die renzen der Funktionsfähigkeit des Staates eil'lT
Aaus dem die Täter kommen und iın dem hre poliıtischen gefordert werden, aber zugleıch die Verantwortung für
AÄnsıchten geformt werden, nach der Fähigkeit oder Un- den Staat verkümmert. Es 1St ebenfalls ine rage wert,
tähigkeit des Staates, sıch selbst un sein polıtısches Han- ob noch mehr als die iındividuellen Interessen, als deren
deln einer aufbegehrenden Generatıon einsichtig machen Vollstrecker der Staat gelegentlıch angesehen wırd, .nıcht die
un ine Antwort geben auf dıe großen internationalen Gruppenegoismen VO  - Lobbyıisten un Verbänden gerade
Probleme: auf Hunger, Unterentwicklung, Rassendıiskri- den demokratischen Staat 1mM wahrsten Sınne verunstalten
mınlıerung, soz1ıale Ungleichheit, die ıne rigoristisch den- und manche polıtısche Auseinandersetzung bıs 1n dıe
kende oder auch NUTLr intellektuell vorgeformte Genera- Gesetzgebung hinein ZUuUr Farce machen. Eın Staat, ın dem

Interessenverbände, ob 1U  - solche des Großkapitalst10n verunsıchert und der Sinnhaftigkeit bzw
Lebenswert der gesellschaftlıch-staatlichen Ordnung und oder der Arbeitnehmer sınd, der Parlamente der
ihrer wirtschaftlich-sozialen Basıs zweıteln aßt Schliefß- Sar über die Parlamente dıktieren, beg1ibt sıch fast AUTtLO-
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matisch den Rand der Selbstaufgabe, un der ıne oder ohl aber auf lange Sıcht und in Augenblicken polıtischer
andere westliche Staat scheint sıch tatsächlich bereits 1in Unsicherheit un wiırtschaftliıcher Krisen. Dıies wırd dann
dıeser Randzone der Selbstzerstörung bewegen. eher eintreften, wenn 1im Bliıck aut den kurzfristigen

politischen Nutzen innerer Abgrenzung und Auseın-
iıcht wenıger akut 1St die Frage, ob VOT allem 1SCIEC andersetzung tehlt Keın Zweıfel, da{fß diese Getfahren
westliıchen Gesellschaften (denn darın sollen s1e sıch Ja VO gegenwärtig mehr links der Mıtte gegeben sınd nıcht
Ööstlıcher Hegemoniepolitik unterscheiden) fahıg und wil- NUuUr 1n der Bundesrepublıik, sondern internatıonal aber
lens sınd, Benachteiligungen 1im Bereich des Welthandels wWwer kann versi  ern, dafß dieselbe Getahr INOTSCH oder
abzubauen und den Entwicklungsländern genügend Miıttel übermorgen nıcht AUS der Gegenrichtung kommt?
FA Selbsthilfe (durch Kapıtal-, Technologie- und Bil-
dungshıilfe) die and geben und S1Ee als Wirtschafts-

Verharmlost wurde die Gewaltund poliıtische Partner und nıcht 11LUIX als notwendıge Roh-
stofftlieferanten akzeptieren. Eın politisches System,
INAaS 1n sıch nach innen noch AduUSSCWOSCH un: Schließlich kann uns auch die rage nach dem Milieu, au

lıberal se1n, das nıcht iın der Lage 1St, einen wıirksamen dem die Täter kommen, nıcht gleichgültig se1n, auch WEeNnNn

Beitrag ZuUur Bewältigung der größten internationalen ın iıhr vielleicht mehr 5Symptome als Ursachen sichtbar
Probleme leisten, das Hunger und Unterentwick- werden und INn&  } mit allen Mılieutheorien bei der Suche
lung vorbeipol:tisiert, wırd aut die Dauer nıcht 1U  — — nach den Wurzeln politischer Kriminalıität wird vorsichtig
polıtıschen moralıischen Rıgoristen als wenıg erstrebens- se1in mussen. Dıie Tatsache, daß polıtische Gewalttäter un
wWert erscheinen; wırd auch bei Besonneneren der Ruf ihre anarchistischen Anhänger vornehmlıch, WenNnn nıcht
nach den strukturellen Konsequenzen 1m eigenen Lande fast ausschliefßlich AUS dem Bürgertum, teilweise Aaus$S dem
lauter werden, und wırd dann gewfß nıcht polı- Großbürgertum kommen, dürfte ohl doch auch
tisch abilen Strömungen fehlen, dıe solche Tendenzen über Detekte 1n diesem Mılieu AuSSagen, wenıgstens über
für ihre utopischen, staatsverneınenden un: 1n der Ten- die Sınnleere un: Langeweıle, die sıch iın seınem Lebens-
denz gewaltsamen Aktionen ZU Umsturz oder Z Aus- klıma der Opulenz ausbreitet und über den Utopismus,
höhlung des Gemeinwesens nutzen, WwW1e€e andere &1Dt, tür miıt dem sensible Gemüter, dıe das eıl des Menschen eın
die die Zunahme allgemeıner Kriminalıtät, dıe Exı1ıstenz diesseitig und 1n totaler menschlicher Gerechtigkeit suchen,
VO polıtischen Subkulturen Rande der Legalıtät und die sıch politisch nıe verwirklichen läßt, darauf reagleren.
diıe da und dort autkommende ıdeologische Indoktrinie- Zu Iragen ware wenı1gstens, ob nıcht der selbstverständ-
Iung (dıe nıcht immer und me1st nıcht eın marzxıstischer ıche Besıtz Wohlstand und Bıldung (einer einselt1g
Natur 1St) schon ein hinreichender Grund sınd, nıcht HN iıntellektuellen Bildung zumal, die iıhre enk- und Polit-

nach einem starken Staat rufen, sondern autoritäre modelle jenseı1ts der soz1ialen Realität und ohne die Eer-

Korrekturen demokratischen Staat durch einen „SUaAT nüchternde Hılte der Geschichte vornehmlich abstrakt eNnt-
ken Mannn ordern. wirft), weıl vorausgesetzt und gar nıcht als gzut erkannt und

als Wert respektiert, die Kräfte der estruktion tördert,
Zu bedenken sınd zweıtellos auch die anderen eingangs indıvıduell und gesellschaftlich unbewußter Antrıeb dafür
genannten ymptome und Ursachen. Die politischen Par- 1st? ber solche Fragen verlieren sıch leicht in difusem
teıen zwerden mehr denn Je prüfen haben nıcht NUur, ob Licht. Wer 111 schon die Ursachenreihen bıs in ganz

bestimmte indıviduelle und famıliire Lebensverhältnisses1e Entwicklungen der etrtzten Jahre, die ine oftene Ten-
denz ZUur ‚Systemüberwindung‘ auf ‚legalem‘ Weg oder hinein nachzeichnen und dann behaupten, 1n einer un:
auch ohne Beachtung der demokratischen Spielregeln - strukturierten bürgerlichen Geistes- oder Lebenshaltung
kennen lıeßen, genügend beachtet oder als Bagatellerschei- oder ın der „antıkapitalistischen“ Reaktion darauf (WO-
NUNSCH verharmlost haben Dıie Parteijen werden VOT allem möglıch auf den eigenen Kapıtalismus) habe das eigent-
auch prüfen mussen, ob radikale Strömungen, se1 in den iche Ursachenteld für politische Gewalt, für politisch
eigenen Reihen, se1i deren Rande deswegen verharm- mot1ivierten Mord, für Geiselnahme und Raubzüge ding-
lost wurden oder werden, weil s1e 1mM Blick autf die urch- fest gemacht.
SETZUNg des eigenen politischen Programms und 1M Blick
auf den „reaktionären“ politischen Gegner als Provozıe- Es 1Dt, gylaube ıch, näherliegende Faktoren, die politisch
IETr und gelegentlich als Hilfstruppen Sanz nützlich er- einleuchtender siınd und dennoch in das apostrophierte
scheinen. Be1 aller Berechtigung der Forderung, daß Mılieu zurückführen. Gleichsam als Beispiele seılen Nur

ıne der Aufgaben demokratischer Parteıen ist, SA adı- W el ZENANNT:: Verhältnis Z Thema Gewalt ın
kalismus neıgende Strömungen rechts und lınks jeweıils in den etzten Jahren und die zweıftellos viel weıter reichende
das eigene polıtische Feld integrieren, leicht können Frage nach der moralisch-geistigen Selbsteinschätzung des
Parteıen auch Zwillfährigen Opfer solcher Strömungen Zeıtgenossen ın den meinungsbiıldenden und meinungs-
werden natürlich nıcht V  e heute auf INOTSCIL und nıcht bestimmenden geistigen Irends der Gegenwart. Mıt kaum
1n eıner ruhigen ınnen- und außenpolitischen Periode, eıner rage 1St INan selt den spaten sechziger Jahren
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leichtsinnıg umgsCSanNnsCh wıe MI1t der rage legitimer oder HN: Man nımmt dıe Toleranz als eiserne Regel] demokra-
nıcht legıtimer Gewalt. Auch das WAar und 1St keın Exklu- tischen Umgangs nıcht Man rückt sıch den Gegner
siyphänomen der Bundesrepublıik, schon Sal nıcht des jeweıils zurecht, w1e INan ıh raucht. In diesem Sınne
deutschen Sprachraums. Im Gegenteıl! Man hat gerade scheint auch be1 den polıtıschen Parteı:en Toleranz nNnfier-

Aaus kirchlicher Sıcht den Eindruck, der Leichtsinn und die entwickelt se1nN; aber VOTL allem 1sSt der anNZ: Betrieb
Verharmlosung se1l anderswo bis 1n hohe politische, kıirch- polıtischer Aufklärung und Bewußstseinsbildung, der
lıche un ökumenische remıen hinein noch wesentlıch über dıe verschiedenen Schul- und Bıldungsstufen POP
größer SECWCECSCN. Auf jeden Fall WAar diese Verharmlosung larısierte Aufwand „kritischer Rationalıtät“ einse1it1g

aut Entlarvung VO  - Interessengegensatzen un ıhreeine internationale Erscheinung.
geblichen oder wirklıchen gesellschaftlichen Verursacher

Sıe WAar 1m Blick auf die Dritte Welt INa  ; denke gerichtet denn aut Schulung 1ın gesellschaftlıcher Toleranz.
das Apartheıidsystem 1ın Südafrıika, Lateinamerika oder Gelegentliıch hat iI1an den Eındruck, als ob das Toleranz-
selbst dıe sıch 1Ur mühsam durchsetzende bürgerrecht- prinzıp als ine der wesentlichen Errungenschaften auf-
ıche Gleichstellung der schwarzen Bevölkerung in den geklärter demokratischer Gesellschaften ZUuU ersten für
USA und ethnischer oder rassıscher Minderheiten fast 1n Demokratien Jebensgefährlichen Opter einer Gesell-
der anzen Welt eın Stück weıt verständlich. In Staa- chaft werden könnte, dıe 1ın ihrer individualistischen
ten, dıe LUr bedingt Rechtsstaaten und schon gar nıcht Überspitztheit radıkale Reformer kopieren 1er meıst
Sozjalstaaten siınd und Minderheiten benachteiligt ihre Gegner bzw die Verhaltensmuster der Gesellschaft,
werden, liıegt Gewaltanwendung 1n der Luft ber dies des Milieus oder des Systems, das S$1e überwinden möch-

ten unfähig wiırd, den Andersdenkenden geltenhätte geschichtserfahrene Mitteleuropäer, welcher polıtı-
schen Couleur S1e auch sınd, nıcht dazu treiben dürten, lassen, ıhm seine Motive abzune  en und dıe beste
Gewalt verharmlosen, Gewaltanwendung WE (beı realisıerbare Lösung rıngen. Parteien können lınks
uns) schon nıcht Personen, doch 5  n Sachen als und rechts der Mıtte sehr leicht mıiıt Teıilen ıhrer An-
Stilmittel polıtischen Protests stillschweigend 7zuzulassen hänger 1n diesen 50g hineingezogen werden, ent-

oder gleichsam verbal legitimieren. Schon gegenüber den schıiedener demokratischer Führungl fehlt
Partnern in der Dritten Welt hätten WIr Grund SCNUS, VOL

polıtischer Gewaltanwendung WarnNcCcNH, besonders dort,
sıch nıcht die Befreiung VO  3 einem nennbaren Schleichende Versuchung der

polıtıschen Tyrannen, sondern 5Sos institutionalısiıerte Maßlosigkeit
Gewalt handelt, dıe einem Teıl durch die polı-
tischen und soz1alen Verhältnisse eines ganzen Landes und och dıe Verharmlosung der Gewalt be1 gleichzeitiger
seiner internationalen Verflechtung mıiıt verursacht 1st Kon- Verweigerung VO  3 Toleranz scheint, gerade W IMNan

zentrierter polıtischer Druck erreicht auch da immer noch die Ausbreitung politischen Terrorısmus denkt, noch
mehr als eın gleichsam yeligiös getöntes Revolutionspathos, ıne tiefere Ursache haben Es scheint ın Gesellschaften,
das Gewalt als Mittel ZU heiligen Zweck erklärt und das dıe ökonomisch florieren, ın denen der Staat eın 1n der
dann meıst. doch NUrT, weiıl die soz1ale, politische und gel- Breıite der Bevölkerung tast optimales Maxımum Da-
stige Infrastruktur fehlt, ZU Auswechseln eınes (Gewalt-) se1insvorsorge bıetet und auch eın hohes Ma{ echts-
regımes durch eın anderes führt Noch 1e] wenıger Grund staatlıchkeit garantıert, ıne schleichende Versuchung ZUYT

besteht, die Predigt VO  E Gewalt un: ıhre Anwendung Maßlosigkeit ın den politischen Ansprüchen geben. SOo-
ın westlichen Demokratıien tolerieren. Was immer ohl die Einsicht in dıe Leistungsfähigkeit des Gemeiıin-
einem konkreten demokratisch verfaßten Staatswesen - W CSseMNs»s w 1e in die Unzulänglichkeit der menschlichen Sub-
ter rechts- und sozialstaatlichen Gesichtspunkten reform- jekte, die dıe gesellschaftlıchen Verhältnisse und dıie Aat-

bedürftig ISt, der sıch politisch und gesellschaftlich Organı- lıchen Institutionen tragen, scheint verkümmern. Mehr
sıierende Bürger hat ın eiınem demokratischen Rechtsstaat noch! Gerade;, weıl WIr in einer Gesellscha f} leben, die
andere Miıttel un: Wege, seine Rechte erkämpften und ınsgesamt nıcht 9880858 einen hohen Lebensstandard sıchert,
für seine politischen Zielsetzungen werben. Voraus- sondern Freiheitsrechte weıtgehend gyarantıert und ın der
SESCTIZL 1St freilıch, dafß innerhal der rechtsstaatlichen der Staat sıch durch iberale Gesetzgebung auszeıichnet,
Ordnung das (Gesetz wirtschaftlicher Sachgerechtigkeit scheint der Sınn für das rtatsächlich Möglıche abzustump-

ten Man me1lint offenbar, das gesellschaftlıche Zusammen-(was natürlich ımmer wieder einzelnen Objekt testzu-
stellen 1st) beachtet, dıe Entscheidungen der Verfassungs- leben se1 miserabel, solange fehlerhaft 1St, solange
OTrgane, angreifbar s1e 1M einzelnen auch sein mOgen, unzulänglıiche, keine volle Egalıtät ermöglichende, allen
respektiert und gegenüber dem polıtıschen Gegner Tole- Mißbrauch ausschließende Gesetze bzw Regierungsformen
anz übt 71Dt und die DESAMTE Gesellschaft nıcht den „Inter-

essen“, dıe allein INa  - tür „objektiv“ zutreffend hält, aus-

Tatsächlich aber scheint die Verharmlosung VOTLT allem gerichtet 1St Darunter scheint auch dıe Kompromißfähig-
politischer Gewalrt bereits in diesem Vorstadium begin- keıit eıden, die Bereitschaft, sıch demokratischen Ver-
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fahren unterziehen, ıne veränderbare, aber nıcht be- 1, auch dıe Fähigkeit nıcht u  _ mit Gleichgesinnten
lıebig auswechselbare staatlıche Ordnung, dıe Freiheit leben, sondern sıch aktıv ın das Ganze der Ordnung
nıcht 1Ur ermöglıcht, sondern auch eingrenzt, eingrenzen einzuglıedern. Unsere pädagogischen und Sozialisations-
muß, wenn S1e für alle gerecht werden soll, akzep- experimente der etzten Jahre erstrebten aber erklärter-
tieren. Der demokratische Staat autf der einen und die maßen das Gegenteıl. Sıe VO  3 einem SO autkläre-
techniıische w 1e gesellschaftliche Verflechtung aller Lebens- rischen Politunterricht bis ZUr antıautorıtiren Erziehung
ereiche aut der anderen Seıte, dıe diesen 1n sıch schon einseit1g VO  3 Emanzıpationsiıdealen faszıniert. Es sınd also
tür gewaltsame Eingrifte anfälliger macht, verlangen etzten Endes dıe Gewichte 1m pädagogischen Bereich IICUu

nıcht 1Ur nach nüchternem Sachwissen und Einübung verteılen. Insofern hat Terrorısmus bzw seine Abwen-
1ın demokratische Spielregeln, sondern nach mehr Bereit- dung nıcht NUur MIt einem bestimmten Miılieu, sondern
schaft ZUF Mıtverantwortung, ZU Dıiıenst Gemeın- buchstäblich mi1it Kinderstube tu  =] Seeber

organge

tschechischen Landesverbandes, demZugespitzte Lage der Kirche In der Teschener „Ordıinarıus“ Antony Veseli,S un dem Generalsekretär der Federal-
verein1gung, Frantisek Hochmann;,

Als der tschechische Landesverband Andere traten Anfang beıi, eın verdienen die Ausführungen des Kul-
der Priestervereinigung „Pacem Abgleiten iın die unrühmlıche .  rI1e- turmınısters der tschechıschen Landes-
terrıs“ Jahresbeginn (am 24 und densbewegung“ verhindern, un: regıerung, Klusak, besondere Beach-

Januar 1ın Prag seinen ersten können sıch Jetzt nıcht losmachen. Cung. Zunächst f1e] das offene Angebot
Kongrefß abhielt, wurde daraus 1ne Welch zyrofße Unzufriedenheit inner- den Heılıgen Stuhl weıteren
wohlorganisierte Schau Wıe e1InNst die halb dieser Priestervereinigung selbst Verhandlungen auf ach seiınem Hın-
Friedensbewegung Plojhars, prasen- herrscht, 1St einem Schreiben ent- wEe1Ss auf die außenpolitischen emu-
tierte s1ie sıch der Oftentlichkeit S da{ß nehmen, das ıne Gruppe VO  e} Mitglie- hungen der Tschechoslowake:; die
die tatsächliche Bedeutungslosigkeit dern das Kirchensekretarıat gerich- Lösung anstehender Probleme mi1t den

telt hat Priester Aaus dem Raum westlichen Nachbarn erklärte Mınıiısterüberspielt wurde. Doch dem Geist die-
ser Priestervereinigung entsprach der Prerau (Prerov 1ın Mähren) erklärten Klusak: „Auch die bisherigen Ver-
Inhalt der hiıer gehaltenen Refterate. sıch darın weıterem ngagement 1ın handlungen mıt dem Vatikan haben
Und selbst das außere Bıld fiel nıcht der Priestervereinigung bereıit, V1 - unNnserfenNn Wıiıillen un: Ver-
AUS dem Rahmen: der hochgeschlos- wahrten sıch jedoch die zuneh- ständnıs gezelgt Vorläufig g1ibt
sCeNE Priester-Rock, be] uns meıst A  YanZ- mende Behinderung kıirchlichen Lebens keine Gründe dafür, dafß auf Wunsch
ıch verschwunden, wurde VO  . den und torderten wirkliche Glaubensfrei- des Vatikans nıcht weıiterhin nach den

offen ZUurSpitzenfunktionären heit. Selbst 1ın der Führung der rıe- gleichen Grundsätzen verhandelt WOI-

Schau 9 als dafß diese betont sterverein1gung herrscht nıcht LLUTr Y den könnte.“ Wer jedoch meınte, hiıer
kirchliche Kleidung den unkirchlichen stımmung dem, W 4S sıch in ıhr CUL; kündıge sıch Entgegenkommen d
Hintergrund der Veranstaltung Ver- Unzufriedenheıit un: Enttäuschung lie- hatte sıch aber getäuscht, denn der Mı-

Ren sıch durchaus überzeugend bele- nıster erklärte ebenso unumwunden:decken konnte. Auf der wenıge Tage
spater abgehaltenen slowakıschen Ta- SCI1, wenn nıcht die nötıge Rücksicht „Wıe bisher werden WIr VO den
Sung bot sıch eın Ühnliıches Bild Doch dies derzeıit wenı1gstens noch verböte. Grundsätzen der Souveränıtät des
viel wenıger als VOL 968 die „Frie- tschechoslowakischen Staates ausgehen,
densbewegung“ hat die LEUE Priester- über innere Angelegenheiten werden

WIr nıcht verhandeln.“ Damıt Warvereinıgung wirkliche Zustimmung 1mM Fıne fferte“ VÖ  ®
katholischen Klerus gefunden; viele Kulturminister Klusak der für die Kirche wichtige Ver-
schließen sıch 11Ur CZWUNSCH d handlungsraum angesprochen, den der
nıcht die Genehmigung ZUT Ausübung Neben den beiden Hauptreferaten, Heıilige Stuhl nıcht für immer auSsSSPpa-

ren kann, nämlich wirkliche Religions-des priesterlichen Amtes verlieren. vo  en VO Vorsitzenden des


